
Nachschlagewerk: Ja 
BGHZ: nein

BGB §§ 276 Fa, Fb, 607

Die Bank kann vor der Gewährung eines (hier durch einen 
Kreditvermittler vermittelten) "Personalkredits" ver­
pflichtet sein, den Darlehensbewerber eindeutig und un­
übersehbar darauf hinzuweisen, daß er das Darlehen unab­
hängig von dem finanzierten Geschäft und seinen Risiken 
zurückzahlen muß, wenn die der Bank zuzurechnende Gefahr 
eines Irrtums des Darlehensbewerbers über seine Rechte 
und Pflichten und insbesondere über die Risikoverteilung 
besteht.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 17. Mai 1979 
durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Nüßgens 
und die Richter Dr. Krohn, Dr. Peetz, Kroner und 
Boujong

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird 
das Urteil des 8. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Koblenz vom
1. Juli 1977 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten des Revisionsrechtszuges, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin gewährte den Beklagten im Februar 
1973 ein Darlehen von 12.000 DM. Die Beklagten sollten 
den GesamtSchuldbetrag mit Zinsen und Gebühren - ins­
gesamt 19*180 DM - in 60 Monatsraten ab dem 15. März 
1973 tilgen. Sie verwendeten das Darlehen, um einen 
Vertretervertrag mit der Firma GflHHI P f l H H V ( G P )  
zu finanzieren. Diese Firma stellte zu werbenden Ver­
tretern und Generalvertretern erhebliche Gewinne aus 
dem Vertrieb ihrer Waschmittel in Aussicht. Die von 
den Vertretern der Firma GP vorweg zu bezahlenden
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Waschmittel waren jedoch minderwertig und überteuert.

Nach Nr. 8 der Geschäftsbedingungen der Klägerin 
wird die Gesamtforderung fällig, wenn der Darlehens­
nehmer mit mehr als zwei Raten in Rückstand gerät. Die 
Beklagten hatten bis zum August 1974 17 Raten in Höhe 
von insgesamt 4.350 DM gezahlt. Fällig waren bis dahin 
insgesamt 5.420 DM.

Die Klägerin hat beantragt, die Beklagten zur 
Zahlung von 12.189,33 DM (nebst 22,04 % Zinsen ab 
15. August 1974 sowie weiteren 1,5 % Zinsen pro Monat 
für jeden angefangenen Monat aus den noch ausstehenden 
42 Nettomonatsraten von 200 DM seit dem 15. August 1974) 
zu verurteilen.

Die Beklagten haben Klageabweisung beantragt und 
u.a. vorgetragen:

Die Firma GP habe sie für die Position eines Ge­
neralvertreters geworben. Voraussetzung für die Stel­
lung sei die Zahlung von 10.200 DM an diese Firma ge­
wesen. Ein Generalvertreter habe ihnen den hierfür er­
forderlichen Kredit vermittelt. Auf seine telefonische 
Rücksprache habe ihnen eine Kreditvermittlungsfirma 
in Darlehensvertragsformulare mit dem Aufdruck
der Klägerin übersandt. Sie hätten diese Formulare - der 
beklagte Ehemann in der Wohnung, die beklagte Ehefrau 
bei der Kreditvermittlungsfirma - blanko unterschrieben. 
Die Klägerin, mindestens aber der Kreditvermittler in 
Siegburg, hätten den Finanzierungszweck gekannt und ge­
wußt, daß die Firma GP nach dem sogenannten Schneeball-
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system arbeite. Beide hätten es unterlassen, sie auf 
die Gefahren eines Generalvertretervertrages hinzuwei­
sen.

Das Landgericht hat die Beklagten unter Abweisung 
der Klage im übrigen zur Zahlung von 12.189,33 DM 
nebst 22,04 % Zinsen seit dem 15. August 1974 verur­
teilt. Die Berufung der Beklagten ist erfolglos ge­
blieben.

Die Beklagten begehren mit der zugelassenen Re­
vision Abweisung der Klage in vollem Umfang.

Ent s ch e i dung s gründ e

Das angefochtene Urteil des Berufungsgerichts hält 
der rechtlichen Nachprüfung nicht stand.

I.

Das Berufungsgericht hat nicht geprüft, ob der Dar­
lehensvertrag zwischen den Parteien wegen Verstoßes ge­
gen § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO nichtig ist (§ 134 BGB). Zu 
dieser Prüfung hätte der von den Beklagten vorgetra­
gene - zum Teil unstreitige, jedenfalls revisionsrecht­
lich der Beurteilung zügrundezulegende - Sachverhalt 
Anlaß geboten. Schon aus diesem Grund kann das angefoch­
tene Urteil keinen Bestand haben.

1. Ein im Reisegewerbe verbotenerweise abgeschlos­
sener oder vermittelter Darlehensvertrag ist nach § 134 
BGB nichtig. Das hat der erkennende Senat - allerdings
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erst nach Verkündung des Berufungsurteils - mehrfach 
entschieden (vgl. Senatsurteil in BGHZ 71, 358 ff 
sowie Senatsurteil vom 6. Juli 1978 - III ZR 63/76 =
WM 1978, 1154 - insoweit in NJW 1978, 2144 nicht ab­
gedruckt - und die beiden Urteile vom 8. Februar 1979 - 
III ZR 2/77 = WM 1979, 429 und III ZR 14/78 = WM 1979, 
550). Die Nichtigkeitsfolge ergibt sich aus Sinn und 
Zweck des § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO. Das Verbot der Ver­
mittlung eines Darlehensgeschäfts hat den Zweck, die 
von den Reisegewerbetreibenden aufgesuchte minderbe­
mittelte Bevölkerung vor der Eingehung unüberlegter 
Verpflichtungen zu schützen. Das in § 56 Abs. 1 Nr. 6 
GewO normierte Verbot dient damit (auch) dem Schutz 
des Verbrauchers. Sein Schutzzweck besteht darin, den 
Verbraucher davor zu bewahren, daß seine wirtschaft­
liche Entschließungsfreiheit in bestimmten Situationen 
durch Übereilung, durch irreführende mündliche Angaben, 
durch zudringliches Verhalten des Reisegewerbetreiben­
den beeinträchtigt wird. Damit geht der Schutzzweck 
der Norm über den Zweck sonstiger gewerberechtlicher 
Verbote (z.B. des Verbots des Verkaufs an Sonn- und 
Feiertagen) hinaus, die sich nur gegen die Art der 
Vornahme eines sonst unbedenklichen Rechtsgeschäfts 
richten und deren Verletzung deshalb nicht zur Nich­
tigkeit des Geschäfts führen muß.

2. a) Die Beklagten wurden nach dem von ihnen 
vorgetragenen Sachverhalt auf Werbeveranstaltungen 
der Firma GP für einen (vom beklagten Ehemann abge­
schlossenen) Mitarbeitervertrag, zunächst einen Be­
zirksleitervertrag und dann einen Generalvertreter­
vertrag, geworben. Auf diesen Veranstaltungen waren 
mehrere Finanzierungsvermittler zugegen, die sich für
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die Vermittlung eines Kredits bereithielten, der 
zur Finanzierung des von jedem geworbenen Mitarbei­
ter im voraus zu entrichtenden Preises für die zu 
vertreibenden Reinigungsmittel, für Schulungskurse 
usw. und für Abfindung anderer Mitarbeiter erforder­
lich sein konnte. Die Werbeveranstalter wiesen be­
sonders auf diese Finanzleute hin, weil die Vertrags­
interessenten häufig auf eine Finanzierung des Ein­
standspreises für die Mitarbeiterstelle angewiesen 
waren. Nach dem Vorbringen der Beklagten erklärte eine 
General Vertreterin der Firma GP, Frau WflHB sie habe 
eine Finanzierungsmöglichkeit. Sie nahm telefonisch 
mit der und HflUHH}'Kredit GmbH in Siegburg
Kontakt auf, worauf diese den Beklagten Darlehensfor­
mularanträge der Klägerin zusandte. Die - vom beklag­
ten Ehemann blanko unterschriebenen - Formulare ließ 
die beklagte Ehefrau im Büro der GmbH ausfüllen, wo 
sie den Darlehensantrag auch Unterzeichnete.

Danach kommt in Betracht, daß die bei der Vermitt 
lung des Darlehens zusammenwirkenden Personen - die 
GeneralVertreterin der Firma GP und die für das Kredit 
Vermittlungsinstitut Handelnden - den Verbotstatbe- 
stand des § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO erfüllt haben. Inso­
weit ist dem Senat eine abschließende Beurteilung je­
doch nicht möglich, weil das Berufungsgericht - von 
seinem Standpunkt aus folgerichtig - keine Feststel­
lungen über die Tätigkeit der Generalvertreterin für 
das Kreditvermittlungsinstitut und die Art ihrer Zu­
sammenarbeit getroffen hat. Die genannte GeneralVer­
treterin der Firma GP warb nach ihrer Zeugenaussage 
jedenfalls auch noch andere Mitarbeiter für die Finan­
zierung eines Mitarbeitervertrags über die Bflh und
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HflHim|^-Kredit GmbH. Sie begleitete die Vertrags­
interessenten zu diesem Kreditvermittlungsinstitut, 
das ihr auch Provision zahlte.

b) Entsprechend dem Schutzzweck der Verbots­
vorschrift des § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO gehört zur Ver­
mittlung eines Kreditgeschäfts jede auf Beschaffung 
eines Darlehens gerichtete Tätigkeit. Die Recht­
sprechung hat hier schon die Werbung von Mitgliedern 
für eine Spar- und Darlehensgemeinschaft genügen las­
sen (vgl. Landmann/Rohmer GewO § 56 Rdn. 107 mit Hin­
weis auf KG GewA 30, 76; OLG Hamburg NJW 1962, 1123). 
Die Generalvertreterin hat sich hier selbst im Rahmen 
ihrer als gewerblich einzustufenden Werbetätigkeit als 
Mitarbeiterin der Firma GP in den Dienst der Kreditbe­
schaffung gestellt. Sie kann damit durch ihre aktive 
Einschaltung in die Finanzierungsvermittlung außerhalb 
eigener Geschäftsräume sowie außerhalb der Geschäfts­
räume der Firma GP und des Kreditvermittlungsinstituts 
in verbotener Weise bei der Kreditbeschaffung, der Fi­
nanzierung des Mitarbeitervertrags, mitgewirkt haben.
Es läßt sich auch nicht ausschließen, daß die Organe 
oder sonstigen Vertreter der Kreditvermittlerfirma 
durch die Einschaltung der außerhalb der Geschäftsräu­
me handelnden GeneralVertreterin der Firma GP eine auf 
die Kreditbeschaffung gerichtete, gegen § 56 Abs.1 
Nr. 6 GewO verstoßende Tätigkeit entfalteten. Der Ver­
botstatbestand kann insbesondere auch dann verwirklicht 
sein, wenn der Darlehensnehmer - wie hier die beklagte 
Ehefrau - den Darlehensvertrag in den Geschäftsräumen 
des Kreditvermittlers unterschrieben hat. Zur Erfüllung 
des Verbotstatbestands genügt eine den Kunden werbende, 
ihn beratende und das Darlehensgeschäft vorbereitende 
Tätigkeit eines Vermittlers außerhalb der Geschäfts-
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räume des Vermittlungsinstituts, selbst wenn in den 
Geschäftsräumen des Instituts noch weitere Verhand­
lungen geführt werden und wenn der Darlehensbewerber 
den Darlehensantrag erst dort unterschreibt (vgl. 
das Senatsurteil in BGHZ 71, 358, 362, 363).

c) § 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO nimmt vom Verbot 
des Abschlusses und der Vermittlung eines Kredits im 
Reisegewerbe nur Kreditgeschäfte aus, die im Zusammen­
hang mit einem Warenverkauf (oder dem Abschluß eines 
Bausparvertrags) stehen. Diese Ausnahme ist eng auszu­
legen. Sie gilt insbesondere nicht, wenn die Darlehens­
aufnahme mit einem Mitarbeitervertrag, wie ihn der be­
klagte Ehemann mit der Firma GP geschlossen hat, im Zu­
sammenhang steht (vgl. das Senatsurteil BGHZ 71, 358, 
363). Der Firma GP kam es zwar auf den Absatz ihrer Wa­
ren an die gewonnenen Mitarbeiter an. Es handelte sich 
aber nach der Ausgestaltung dieser Mitarbeiterverträge - 
auch gerade aus der Sicht der gewonnenen Mitarbeiter - 
nicht um bloßen Warenkauf. Vielmehr war die Begründung 
eines Mitarbeiterverhältnisses Vertragsgegenstand. Dem 
entspricht es, daß die Firma GP für die gewonnenen Mit­
arbeiter nicht nur Warenlieferungen, sondern auch sonsti­
ge Leistungen (Schulungen) vorsah und in Rechnung stell­
te. Die gewonnenen Mitarbeiter sollten nach diesem Ver­
trag in der Art von Handelsvertretern in die Vertriebs­
organisation der Firma GP eingegliedert werden und sich - 
so war der Vertrag von den Mitarbeitern zu sehen - durch 
ihre vertragsentsprechende Tätigkeit auf eigene Rechnung 
eine ständige Erwerbsquelle schaffen.

d) Die Nichtigkeit eines verbotenerweise im Rei­
segewerbe vermittelten DarlehensVertrags wirkt schlecht­
hin, somit auch im Verhältnis zur Klägerin, selbst wenn
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ihre Organe oder sonstigen Vertreter bei der An­
nahme des Kreditantrags der Beklagten keine Kennt­
nis von der Art der Darlehensvermittlung gehabt 
haben sollten.

II.

Das Berufungsgericht hat ausgeführt, daß der 
Darlehensvertrag zwischen den Parteien weder wegen 
Wucher (§ 138 Abs. 2 BGB) noch wegen eines Zusammen­
hangs mit den betrügerischen Geschäften der Firma GP 
sittenwidrig sei. Diese Ausführungen sind nicht frei 
von Rechtsirrtum.

1. Das Berufungsgericht hat angenommen, bei einer 
Laufzeit von 60 Monaten seien Kredit- und Bearbeitungs­
kosten von 6.720 DM (entsprechend einer Effekttiv- 
verzinsung von 22,04 %) unter Berücksichtigung der La­
ge des Kreditmarkts im Februar 1973 nicht unverhält­
nismäßig überhöht. Die Verzinsung im Verzugsfalle 
(1,5 % des rückständigen Betrags je Monat) könne nicht 
zur Sittenwidrigkeit des gesamten Darlehensvertrags 
führen. Diese Ausführungen entsprechen nicht den Grund­
sätzen der erst nach Verkündung des angefochtenen Ur­
teils des Berufungsgerichts ergangenen Senatsurteile vom 
9. November 1978 (III ZR 21/77 = WM 1979, 805 - WM 1979, 225) 
und vom 11. Januar 1979 (ill ZR 119/77 = NJW 1979,
808 = WM 1979, 270).

a) Nach den anerkannten Rechtsprechungsgrund­
sätzen ist ein Darlehensvertrag nach § 138 Abs. 1 BGB 
sittenwidrig, wenn zwischen den Leistungen des Dar­
lehensgebers und den von ihm durch einseitige Vertrags-
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gestaltung festgelegten Gegenleistungen des Darlehens­
nehmers ein auffälliges Mißverhältnis besteht und der 
Darlehensgeber die schwächere wirtschaftliche Lage des 
Darlehensnehmers bei der Festlegung der Vertragsbestim­
mungen bewußt zu seinem Vorteil ausnutzt. Dem steht es 
gleich, wenn sich der Darlehensgeber als der objektiv 
sittenwidrig Handelnde zumindest leichtfertig der Er­
kenntnis verschließt, daß sich der Darlehensnehmer nur 
auf Grund seiner wirtschaftlich schwächeren Lage auf 
die ihn beschwerenden Darlehensbedingungen einläßt.
Die richterliche Inhaltskontrolle des Darlehensvertrags 
und der allgemeinen Geschäftsbedingungen kann zwar er­
geben, daß sich die Unwirksamkeit auf eine unangemes­
sene Einzelbestimmung (z.B. auf die Verzugsfolgenre­
gelung oder einzelne ihrer Teile) beschränkt (vgl. das 
Senatsurteil vom 9. November 1978 = aaO). Eine übermäßig 
starke Belastung des Darlehensnehmers durch die vom Kre­
ditgeber festgelegte vertragliche Regelung kann aber 
bei einer Gesamtschau des Vertrags unter Umständen auch 
die Sittenwidrigkeit des gesamten Vertrags begründen.
Die Beurteilung der Sittenwidrigkeit bedarf der Würdi­
gung des Inhalts und des Zwecks des Geschäfts und der 
Geschäftsumstände. In diese Würdigung müssen die einzel­
nen Regelungen des Darlehensvertrags einbezogen werden 
(vgl. die Senatsurteile vom 9. November 1978 und vom 
11. Januar 1979 = aaO).

b) Das Berufungsgericht hat die gebotene Gesamt­
würdigung unterlassen.

Es hat zunächst nicht beachtet, daß in die Gesamt­
würdigung auch die sonstigen Kreditkosten, insbesondere 
die Kosten für eine Restschuldversicherung (456 DM) ein­
zubeziehen sind. Diese Kosten bilden zwar kein Entgelt
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für die Kapitalnutzungsmöglichkeit. Sie sind daher 
auch nicht als Zinsen im Rechtssinne anzusehen. 
Gleichwohl können sie bei der Gesamtbeurteilung, 
ob der Darlehensvertrag sittenwidrig ist, nicht 
außer Betracht bleiben. Auch sie belasten den Dar­
lehensnehmer wie sonstige Kosten und Auslagen bei 
der Aufnahme eines Kredits. Trotz der formalen Tren­
nung des von der Klägerin als Versicherungsnehmerin 
geschlossenen Versicherungsvertrags vom Darlehensver­
trag gehören beide Verträge für die Beurteilung der 
Sittenwidrigkeit des Darlehensvertrags nach § 138 BGB 
zusammen. Entscheidend ist für die Beurteilung auch 
hier, inwieweit die vom Darlehensnehmer zu tragenden 
Aufwendungen für die Versicherung dem einen oder an­
deren Vertragsteil oder beiden einen Vorteil bringen 
sollen. Nach Eintritt des Versicherungsfalles werden 
der Darlehensnehmer oder seine Erben, soweit die Deckung 
reicht, mit der Zahlung des Versicherers an den Kredit­
geber in entsprechender Höhe von eigenen Leistungen an 
diesen frei. Andererseits läßt sich nicht verkennen, 
daß die Versicherung dem Kreditgeber als zusätzliche 
Sicherheit dient, die ihn im Versicherungsfall, z.B. 
im Falle des Todes des Darlehensnehmers, soweit die 
Deckung reicht, des Risikos der Uneinbringlichkeit sei­
ner Forderungen enthebt (vgl. das Senatsurteil vom 
11. Januar 1979 = aaO). Die Versicherungskosten müssen 
daher bei der Bewertung des Verhältnisses zwischen der 
Leistung des Darlehensgebers (einschließlich des ver­
mittelten Versicherungsschutzes) und den Gegenleistun­
gen des Darlehensnehmers (einschließlich der von ihm 
zu leistenden Versicherungsprämie) berücksichtigt wer­
den.
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Die Klägerin hat weiter in ihren klein gedruckten 
Geschäftsbedingungen auf der Rückseite des Darlehens­
antrags Regelungen festgelegt, die die Gesamtbelastung 
und das Risiko des Darlehensnehmers erheblich steigern. 
Die Klägerin berechnet nach diesen Bedingungen 1,5 % 
Verzugszinsen "des rückständigen Betrags” für jeden 
angefangenen Monat. Sie soll berechtigt sein, die je­
weils im Schalterraum der Bank ausgehängten Mahngebühren 
zu fordern, die zum Zeitpunkt des Kreditantrags für die 
erste Mahnung 3 DM, für jede weitere Mahnung und jeden 
sonstigen Schriftwechsel 5 DM betragen. Den Darlehens­
nehmer belastet sie nicht nur mit allen Kosten einer 
etwaigen SicherheitsVerwertung und RechtsVerfolgung, 
sondern bürdet ihm "im Falle gerichtlicher Geltend­
machung" eine zusätzliche "Unkostenpauschale" von 3 % 
der Gesamtforderung im Zeitpunkt ihrer Fälligstellung, 
also auch von den fälligen Kreditgebühren, Kosten und 
Zinsen, auf. Die Bücher und Aufzeichnungen der Klägerin 
sollen "bis zum Beweis der Unrichtigkeit" als maßgeb­
lich für den Bestand und die Höhe der Schuld gelten. 
Mitteilungen der Klägerin an den Darlehensnehmer sol­
len "als ordnungsgemäß zugestellt" gelten, wenn sie 
durch einfachen Brief versandt worden sind, und ihre 
Absendung soll "vermutet" werden, wenn Aufzeichnungen 
hierüber bei der Klägerin vorhanden sind. Steigt der 
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank nach Abschluß 
des Darlehensvertrags um mindestens 2 %, so soll die 
Klägerin berechtigt sein, die Kreditgebühren für rück­
ständige und künftig fällig werdende Raten entspre­
chend zu erhöhen. Der Darlehensnehmer hat dagegen 
kein Recht auf eine Ermäßigung dieser Gebühren, wenn 
die Bundesbank den Diskontsatz senkt. Eine Regelung 
über die Rückvergütung oder sonstige Behandlung der
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Kreditgebühren fehlt für den bedeutsamen Fall, daß 
die Klägerin die Forderung fällig stellt.

Dieses Risiko erheblicher zusätzlicher Belastun­
gen im Falle vorzeitiger Fälligkeit können rechts­
unkundige oder nicht geschäftsgewandte Darlehensbe­
werber, an die sich die Klägerin wendet, nicht ab­
schätzen. Die klein gedruckten Allgemeinen Geschäfts­
bedingungen auf der Rückseite des Darlehensantrags 
werden sie vor und bei der Stellung des Antrags häu­
fig übersehen oder, selbst wenn sie sie lesen, in 
ihrer Bedeutung nicht voll erfassen.

Nach dem vom Berufungsgericht festgestellten 
Sachverhalt und dem Vorbringen der Klägerin läßt sich 
demnach mit der vom Berufungsgericht gegebenen Begrün­
dung eine Sittenwidrigkeit des gesamten Darlehensver­
trags nicht ausschließen.

2. Der vom Berufungsgericht festgestellte Sachver 
halt ergibt entgegen der Auffassung der Revision nicht 
daß der Darlehensvertrag wegen eines Zusammenhangs mit 
betrügerischen Geschäften der Firma GP nichtig ist.

a) Zwar sind die Mitarbeiterverträge des be­
klagten Ehemannes mit der Firma GP nach den Feststel­
lungen des Berufungsgerichts oder jedenfalls nach dem 
revisionsrechtlich der Beurteilung zugrundezulegenden 
Vorbringen der Beklagten sittenwidrig.

Die verantwortlichen Personen der Firma GP spie­
gelten danach bei der planmäßigen Werbung ihrer Mit­
arbeiter hohe Gewinnaussichten und gute Absatzchancen 
vor. Die Eingliederung der gewonnenen neuen Mitarbei-
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ter in die Vertriebsorganisation beruhte auf einem 
nSchneeballsystem" der Weiterwerbung immer neuer 
Mitarbeiter. Bei den GP-Waren handelte es sich um 
nicht eingeführte, minderwertige Artikel. Wegen 
der hohen Verdienstspanne zwischen Einkauf- und End­
verbraucherpreis waren sie überteuert und ließen sich 
daher nicht leicht verkaufen. Infolge des "Schnee­
ball systems” mußten die Absatz- und Gewinnchancen 
der Mitarbeiter rasch abnehmen. Die Verantwortlichen 
der Firma GP dehnten ihre Werbung auch auf Personen 
aus, die eigene Mittel für den "Einstandspreis" nicht 
aufbringen konnten und auf den Werbeveranstaltungen 
von anwesenden Kreditvermittlem umworben wurden. Durch 
Irreführung über die Gewinn- und Absatzaussichten in 
diesem Schneeballsystem nutzten die Verantwortlichen 
der Firma GP die Leichtgläubigkeit und die geschäft­
liche Unerfahrenheit und Unkundigkeit der anzuwerben­
den Mitarbeiter zu ihrem Vorteil aus.

Infolge des Hinzutretens dieser besonderen Um­
stände sind die Mitarbeiterverträge der Firma GP mit 
dem beklagten Ehemann nach dem vom Berufungsgericht 
festgestellten oder jedenfalls von den Beklagten vorge­
tragenen Sachverhalt wegen sittenwidrigen Verhaltens ge­
genüber dem Geschäftspartner (Mitarbeiter) nichtig 
(§ 138 BGB),ohne daß es einer Anfechtung wegen arglisti­
ger Täuschung (§ 123 BGB) bedurfte.

b) Die Sittenwidrigkeit des finanzierten Mit­
arbeitervertrags könnte den Darlehensvertrag aber nur 
erfassen, wenn beide Verträge ein rechtlich einheit­
liches Geschäft bildeten (§ 139 BGB) oder wenn sich die 
Klägerin selbst im Zusammenhang mit der Finanzierung 
des Mitarbeitervertrags gegenüber dem Geschäftspartner
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(Darlehensbewerber) sittenwidrig verhalten hätte.

Den Feststellungen des Berufungsgerichts ist 
jedoch weder das eine noch das andere zu entnehmen.
Sie ergeben insbesondere nicht, daß die Organe der 
Klägerin oder die für sie bei der Annahme des Kredit­
antrags handelnden Vertreter das beantragte Darlehen 
für die Finanzierung eines Mitarbeitervertrags der 
Firma GP gewährten, um aus dem sittenwidrigen Ge­
schäftssystem dieser Firma Vorteile für die Klägerin 
zu ziehen. Das Berufungsgericht hat auch nicht festge­
stellt, daß sich die für die Klägerin handelnden Ver­
treter in sittenwidriger Weise leichtfertig der Ein­
sicht in die Zusammenhänge verschlossen.

c) Aus dem Verhalten der Kreditvermittlerin 
folgt nicht, daß der Darlehensvertrag wegen eines Zu­
sammenhangs mit dem finanzierten Mitarbeitervertrag 
sittenwidrig ist. Das Wissen der Organe und sonstigen 
Vertreter des Kreditvermittlungsinstituts kann bei der 
Beurteilung des Darlehensvertrags nach § 133 BGB nicht 
ohne weiteres als Wissen der Klägerin gelten. Verhal­
ten und Wissen der von der Klägerin eingeschalteten 
Kreditvermittlerin können jedoch unter einem anderen 
rechtlichen Gesichtspunkt erheblich sein. Insoweit 
kommt in Betracht, daß sich die Klägerin nach dem Grund­
satz von Treu und Glauben (§ 242 BGB) die Sittenwidrig­
keit des finanzierten Geschäfts entgegenhalten lassen 
muß (vgl. hierzu unten zu IV.).
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III.

1. Das Berufungsgericht hat eine zum Schadens­
ersatz verpflichtende Verletzung vorvertraglicher 
Aufklärungspflichten (Belehrungspflichten) durch die 
Klägerin verneint. Es hat ausgeführt, hei einem rei­
nen Barkredit - wie hier - könne eine grundsätzliche 
Belehrungspflicht über mögliche Risiken oder Gefahren 
des mit dem Darlehen finanzierten Rechtsgeschäfts 
nicht bejaht werden. Die Vertreter der Klägerin hät­
ten zum Zeitpunkt des Abschlusses des Darlehensvertrags 
keine Kenntnis von den betrügerischen Machenschaften 
der Klägerin gehabt. Deshalb scheide auch eine unter 
dieser Voraussetzung möglicherweise anzunehmende Ver­
letzung einer vorvertraglichen Pflicht durch die Klä­
gerin aus. Mit dieser Begründung läßt sich jedoch eine 
Verletzung vorvertraglicher Aufklärungspflichten der 
Klägerin gegenüber den Beklagten nach dem vom Berufungs­
gericht festgestellten Sachverhalt nicht verneinen. Auch 
insoweit sind die Ausführungen des Berufungsgerichts 
nicht frei von Rechtsirrtum.

2. Allerdings ist die kreditgebende Bank grundsätz­
lich nicht verpflichtet, den Darlehensnehmer über Risi­
ken der von ihm beabsichtigten Verwendung des Darlehens 
aufzuklären. Die Klägerin sieht überdies, wie das Beru­
fungsgericht festgestellt hat, bei den von ihr gewähr­
ten Darlehen - jedenfalls regelmäßig bei einem Darlehen 
in der Größenordnung des den Beklagten gewährten - davon 
ab, sich vom Darlehensbewerber den Verwendungszweck des 
Darlehens angeben zu lassen, u.a. - wie der Geschäfts­
führer der Klägerin ausgesagt hat - um Schwierigkeiten 
der Darlehensabwicklung bei Störungen im Bereich des
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finanzierten Geschäfts zu vermeiden.

Einem Darlehensgeber können gleichwohl unter 
bestimmten Voraussetzungen vorvertragliche Aufklä­
rung spf lichten gegenüber dem Darlehensbewerber ob­
liegen, deren Inhalt und Umfang sich nach der Art 
des Darlehens und nach dem Aufklärungs- und Schutz­
bedürfnis des Darlehensnehmers richten. So ist der 
Darlehensgeber bei einem finanzierten Abzahlungskauf 
verpflichtet, den Käufer/Darlehensnehmer vor Irrtümern 
über seine Rechte und Pflichten zu schützen, die sich 
daraus ergeben können, daß sich aus seiner Sicht die 
beiden rechtlich selbständigen Verträge als wirtschaft­
liche Einheit darstellen. Die kreditgebende Bank hat 
den Darlehensnehmer danach u.a. im Rahmen des ihr Zu­
mutbaren in wirksamer Weise darüber aufzuklären, wel­
che Risiken sich aus einer unrichtigen Vorausquittung 
ergeben (BGHZ 33, 293, 296; 47, 207, 210, 211). Zum 
Inhalt des durch die Vertragsverhandlungen begründeten 
vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses gehört in 
diesen Fällen nach den im redlichen Verkehr zu stel­
lenden Anforderungen eine Offenbarungspflicht des Kre­
ditgebers für solche Umstände, die für die Entschließung 
des anderen Teils erkennbar bedeutsam werden können.
Eine Aufklärungspflicht (Belehrungs-, Offenbarungspflicht) 
dieser Art kann für den Darlehensgeber nicht nur beim 
finanzierten Abzahlungskauf bestehen, sondern auch in 
anderen Fällen mit vergleichbarer Interessenlage, so 
bei der Finanzierung von Arbeitnehmerbeteiligungen 
(vgl. das Senatsurteil BGHZ 72, 92 ff). Das Bestehen 
solcher Pflichten kann aber auch selbst dann nicht stets 
verneint werden, wenn die kreditgewährende Bank dem Dar­
lehensnehmer ein Klein- oder Anschaffungsdarlehen als
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"PersonalkreditM oder "Barkredit" zur Verfügung stellt. 
Eine Pflicht zur Aufklärung des Darlehensnehmers über 
das mit der Aufnahme des Darlehens verbundene recht­
liche Risiko ist Jedenfalls bei solchen Fallgestal­
tungen möglich, die nach der Interessenlage, insbeson­
dere nach dem Aufklärungs- und Schutzbedürfnis des Dar­
lehensnehmers, dem finanzierten Abzahlungskauf ent­
sprechen, wenn also die Gefahr eines Irrtums über die 
Rechtslage, insbesondere über die Risikoverteilung, 
droht. Will die kreditgebende Bank dem Darlehens­
nehmer ein Klein- oder Anschaffungsdarlehen als "Per­
sonalkredit M oder "Barkredit" gewähren, so hat sie bei 
entsprechenden Fallgestaltungen die Pflicht, Darlehens­
bewerber, bei denen die Gefahr eines Irrtums besteht, 
eindeutig und unübersehbar darauf hinzuweisen, daß das 
Darlehen und seine Rückzahlung von dem finanzierten 
Rechtsgeschäft und seinen Risiken völlig unabhängig 
sind.

3. a) Die Klägerin wendet sich als Teilzahlungs­
bank (Ratenkreditbank) jedenfalls auch an geschäftsun­
erfahrene und rechtsunkundige Darlehensbewerber, die 
der von der Klägerin angebotenen Kleinkredite insbe­
sondere zum Erwerb bestimmter Gegenstände bedürfen, 
also nicht in der Lage oder nicht willens sind, den 
Erwerb selbst aus eigenen Mitteln zu finanzieren.

b) Die Klägerin bedient sich für die Werbung 
und Vertragsanbahnung mit dem von ihr angesprochenen 
Kundenkreis nicht nur eigener Filialen, sondern auch 
der vertraglich geordneten Zusammenarbeit mit Kredit- 
vermittlem, die sie zum Teil als ihre "Repräsentan­
ten" bezeichnet, mit denen sie zum Teil auch - wie
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hier mit der Bar- und Hypotheken-Kredit GmbH - auf 
längere Dauer unter vertraglicher Regelung der Pro­
vision, der Haftung und des Sicherheitseinbehalts 
durch einen ”Einreichervertrag” verbunden ist. Bei 
der Einschaltung eines Kreditvermittlers verzichtet 
sie auf einen unmittelbaren Kontakt mit dem Darlehens­
bewerber. Sie stellt ihre Darlehensantragsformulare 
mit dem umfangreichen Klauselwerk den vertraglich ge­
bundenen Darlehensvermittlem zur Verfügung, die den 
Antrag für die Kunden ausfüllen oder jedenfalls bei 
der Ausfüllung des Darlehensantrags behilflich sind.
Sie selbst behält sich nur eine zusätzliche Prüfung 
der Kreditwürdigkeit des Kunden vor und entscheidet 
danach über die Annahme des Kreditantrags. Durch diese 
Zusammenarbeit, die der Klägerin nach dem ”Grundsatz 
der zulässigen Arbeitsteilung” freisteht (Schubert AcP 
168, 470 ff), erwachsen für einen geschäftsunerfahrenen 
und rechtsunkundigen Darlehensbewerber zusätzliche Ri­
siken. Er wird den Darlehensvermittler wenn nicht als 
”Bank”, so doch, ähnlich wie der Käufer den darlehens­
vermittelnden Verkäufer beim finanzierten Abzahlungskauf, 
als Vertreter oder wenigstens als Vertrauensperson der 
kreditgebenden Bank ansehen. Er wird deshalb möglicher­
weise eine Verbindung zwischen dem KreditVermittler und 
dem Partner des finanzierten Rechtsgeschäfts als eine 
Verbindung zwischen diesem Partner und der Bank werten.

Sorgt die kreditgebende Bank in diesem Fall nicht 
oder nicht ausreichend für die erforderliche Aufklärung 
über das Verhältnis zwischen Darlehen und finanziertem 
Rechtsgeschäft und über die Risikoverteilung, so hat 
sie keine Gewißheit, daß der Darlehensbewerber die ge-
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botene Aufklärung auf andere Weise erhält. Ihr bleibt 
es überlassen, wie sie für diese Aufklärung sorgen 
will. Sie kann diese Aufklärung durch schriftliche 
unmißverständliche, eindeutige und unübersehbare 
Belehrung selbst vornehmen. Sie kann die Aufklärung - 
insbesondere auch zur Erläuterung ihrer Bedingungen - 
dem vertraglich an sie gebundenen Kreditvermittler 
übertragen. Erfüllt dieser die ihm übertragene Pflicht 
der Klägerin nicht, so muß allerdings sie für sein 
Verschulden einstehen. Daran ändert auch nichts, daß 
die Kreditvermittlerin hier nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts ein selbständiger Gewerbetreibender 
(Makler) ist. Es kommt entscheidend auf die Funktionen 
an, die er im Auftrag oder mit Billigung der Klägerin 
im Einzelfall ausübt, und nicht darauf, unter welcher 
Bezeichnung er tätig wird (vgl. Schubert aaO S. 494).

4. Eine Aufklärungspflicht traf die Klägerin auch 
gegenüber den Beklagten, als diese über die Kreditver­
mittlerin bei ihr ein Darlehen beantragten.

a) Darlehen und Mitarbeitervertrag bedingten 
sich für die Beklagten in ihrer Sicht wechselseitig.
Der Mitarbeitervertrag der Firma GP mit dem beklagten 
Ehemann war davon abhängig, daß er den "Einstands­
preis” vorauszahlte. Ohne dessen Finanzierung hätten 
die Beklagten - hiervon geht das Berufungsgericht aus - 
die gegenüber der Firma GP eingegangenen Verpflichtun­
gen nicht erfüllen können. Sie waren daher auf ein Dar­
lehen angewiesen. Dieses hätten sie nicht aufgenommen, 
wenn die Firma GP den beklagten Ehemann nicht für eine 
Mitarbeiterstelle geworben hätte.
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b) Die Beklagten haben nicht aus eigener Initia­
tive die Verbindung zur Klägerin gesucht, um von ihr 
einen Kredit zur freien Verfügung zu erlangen. Viel­
mehr wiesen die Vertreter und Mitarbeiter der Firma
GP bei den Werbeveranstaltungen auf die sich bereit- 
haltenden wFinanzleute” (Kreditvermittler) hin. Die 
Mitarbeiter der Firma GP arbeiteten ihrerseits mit 
den Finanzleuten zur Kreditvermittlung zusammen.

c) Bei dieser Fallgestaltung war eine Aufklärung 
der Beklagten objektiv geboten. Ohne die auf den Wer­
beveranstaltungen der Firma GP angebotenen Finanzierungs­
möglichkeiten hätten die Bewerber, die einen Mitarbei­
tervertrag nur auf Kredit abschließen konnten, sich 
selbständig um einen Kredit bemühen müssen. In diesem 
Fall wären die Verhandlungen über die Darlehensgewährung 
dem Einfluß der GP-Werbung mehr oder weniger entzogen 
gewesen. Dies hätte es den Bewerbern ermöglicht, die
mit der Darlehensaufnahme verbundenen Risiken unbeein­
flußt und kritisch zu überdenken. So kam ihnen das Ri­
siko, daß sie das Darlehen selbst bei einem Verlust der 
Darlehensvaluta zurückzahlen müssen, nicht mehr deut­
lich zum Bewußtsein.

5. Die Klägerin hat ihre Pflicht zur Aufklärung 
der Beklagten verletzt.

Sie weist zwar in den klein gedruckten Allgemei­
nen Geschäftsbedingungen auf der Rückseite des Dar­
lehensantrags darauf hin, daß der Darlehensvertrag 
rechtlich unabhängig ist von Kaue-, Dienstleistungs­
oder sonstigen Verträgen des Darlehensnehmers mit Drit­
ten, zu deren Erfüllung er das Darlehen aufnimmt. Diese
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Aufklärung genügt aber schon deshalb nicht den zu 
stellenden Anforderungen, weil sie nicht an gut sicht­
barer Stelle in den Text des Dariehensantrags auf- 
genommen ist. Es besteht daher die Gefahr, daß der 
Darlehensbewerber - selbst wenn der Darlehensvermitt­
ler ihm zunächst das Darlehensvertragsformular wie 
hier übersendet - diese Klausel übersieht. Überdies 
ist sie nicht geeignet, die Rechtsfolgen der recht­
lichen Unabhängigkeit des finanzierten Rechtsgeschäfts 
klar vor Augen zu führen (vgl. die Senatsurteile BGHZ 
47, 207, 211; vom 13. November 1975 - III ZR 104/72 =
WM 1975, 1298; vom 9. Februar 1978 - III ZR 31/76 =
NJW 1978, 1427 = WM 1978, 459). Der hervorgehobene 
Hinweis auf der Auszahlungsanweisung - "Achtung! Auch 
bei Nichterhalt oder Erhalt mangelhafter Ware (Leistung) 
hat der Darlehensnehmer das Darlehen voll zurückzuzah- 
len" genügt nicht. Auf einem Formblatt mit der Auszah­
lungsanweisung erwartet der Durchschnittsleser, auf 
den hier abzustellen ist, schon nicht ohne weiteres 
Hinweise über die Folgen einer mangelhaften Erfüllung 
oder einer Nichterfüllung des finanzierten Rechtsge­
schäfts. Im übrigen enthält diese Klausel keinen Hinweis 
über die Rechts- und Risikolage, wenn das finanzierte 
Rechtsgeschäft - wie hier - sittenwidrig ist.

6. Die Klägerin befreit nicht von der Erfüllung 
ihrer Aufklärungspflicht, daß sie zum Zeitpunkt des 
Abschlusses des Darlehensvertrags die betrügerischen 
Machenschaften der Firma GP und den Verwendungszweck 
des Darlehens nicht kannte. Ihr wurde jedenfalls schon 
Ende Dezember 1972 - also mehrere Wochen vor Abschluß 
des Darlehensvertrags - bekannt, daß die von ihr hier 
eingeschaltete Kreditvermittlerin einen Kredit zur
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Finanzierung eines Mitarbeitervertrags der Firma GP 
vermitteln wollte. Dem unstreitigen Inhalt der Akten­
notiz des damaligen Prokuristen Moers der Klägerin 
ist zu entnehmen, daß dieser schon damals aus den 
vom Kreditbewerber beigefügten Unterlagen wesent­
liche Einzelheiten des Systems der GP erkannte. Er 
wußte, daß sich der Darlehensbewerber mit einer erheb­
lichen Zahlung - darunter 6.000 DM zur Abfindung des 
vorherigen Generalvertreters - einkaufen mußte, daß 
die Bedingungen des Mitarbeitervertrags (Kündigung, 
Haltung eines Warenlagers) für den Mitarbeiter ungünstig 
waren und daß die Firma GP - trotz der starken Konkur­
renz beim Handel mit Kosmetikartikeln und Reinigungs­
mitteln - schon 6.000 Mitarbeiter beschäftigte, also 
geworben hatte. Zwar belief sich die Zahl der Mitarbei­
ter damals noch nicht auf 15.000, eine Zahl, die die 
Beklagten für den Zeitpunkt des Abschlusses des Dar­
lehensvertrags angegeben haben. Gleichwohl lehnte die 
Klägerin den Darlehensantrag des damaligen Kreditbewer­
bers wegen des vorgesehenen Verwendungszwecks des Dar­
lehens und der Situation des Darlehensbewerbers ab.
Bei der erkannten Konkurrenzsituation auf dem Markt mit 
Kosmetikartikeln und Reinigungsmitteln hätte die Klä­
gerin bei einer ordnungsgemäßen Organisation sich schon 
damals auf Grund der verdächtigen Anhaltspunkte bei 
dem Kreditvermittlungsinstitut nach den Mitarbeiter­
verträgen der Firma GP und ihrer Finanzierung fragen 
und ihm die Entgegennahme von Anträgen für Darlehen 
zur Finanzierung solcher Verträge untersagen müssen. 
Zumindest hätte sie von diesem Zeitpunkt an dafür sor­
gen müssen, daß die Darlehensbewerber, die sich um 
ein Darlehen zur Finanzierung eines GP-Mitarbeiterver- 
trags bewarben, besonders eindringlich auf die mit der
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Darlehensaufnahme verbundenen rechtlichen Risiken 
hingewiesen wurden. Sie mußte jedenfalls nach dem 
Umfang der Vermittlertätigkeit des Kreditvermitt­
lungsinstituts, wie sie dessen Geschäftsführer be­
kundet hat, damit rechnen, daß dieses auch noch die 
Finanzierung anderer Mitarbeiterverträge der Firma 
GP unter Voraussetzungen vermittelte, bei denen die 
Angabe des Verwendungszwecks nicht erforderlich war.

IV.

Nach den bisherigen Feststellungen des Berufungs­
gerichts ist auch nicht auszuschließen, daß sich die 
nicht hinreichend belehrten Beklagten gegenüber der 
Klägerin nach § 242 BGB auf die Nichtigkeit (Sitten­
widrigkeit) des Mitarbeitervertrags berufen dürfen. Die 
Sittenwidrigkeit eines finanzierten Vertrags kann dem 
Darlehensrückzahlungsbegehren nach dem Grundsatz von 
Treu und Glauben unter besonderen Umständen entgegen­
stehen (vgl. die Senatsurteile vom 23. November 1978 
- Ill ZR 61/77 = NJW 1979, 868 = WM 1979, 299 und vom 9. Fe­
bruar 1978 - III ZR 31/76 = NJW 1978, 1427 = WM 1978,
459). Zwar ist der finanzierte Mitarbeitervertrag nicht 
als finanzierter Abzahlungskauf beweglicher Sachen zu 
werten, weil er auf die Eingliederung der Mitarbeiter 
in die Vertriebsorganisation der Firma GP abzielte, so 
daß die Grundsätze des sog. Einwendungsdurchgriffs beim 
finanzierten Abzahlungsgeschäft nicht unmittelbar an­
zuwenden sind. Eine Anwendung des Grundsatzes von Treu 
und Glauben kann hier aber dem Darlehensrückzahlungsbe­
gehren entgegenstehen, selbst wenn sich die Klägerin 
das Wissen der "Mittelspersonen”, der Vertreter des Kre-
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ditvermittlungsinstituts, nicht mit der Folge einer 
Sittenwidrigkeit des Darlehensvertrags selbst zu­
rechnen lassen müßte. Unter diesem Gesichtspunkt 
hat das Berufungsgericht jedoch - von seinem Stand­
punkt aus folgerichtig - keine Feststellungen getrof­
fen. Bei der Beurteilung werden hier insbesondere die 
Funktionen bedeutsam, die die Klägerin dem mit ihr 
vertraglich verbundenen Kreditvermittlungsinstitut 
aufgetragen hat.

V.

Eine abschließende Sachentscheidung ist dem Se­
nat auf der Grundlage der bisherigen Feststellungen 
des Berufungsgerichts nicht möglich. Insbesondere fehlt 
es an Feststellungen darüber, inwieweit die Beklagten 
durch eine Verletzung der Aufklärungspflicht geschä­
digt wurden und ob - bei Nichtigkeit des Darlehensver­
trags - Bereicherungsansprüche der Klägerin gegen die 
Beklagten bestehen. Bei der Feststellung des Schadens­
umfangs ist von Bedeutung, ob die Beklagten durch den 
Erwerb einer Mitarbeiterstelle der Firma GP unter dem 
Gesichtspunkt der Vorteilsausgleichung anrechenbare 
Vorteile erlangt haben. Bei einer bereicherungsrecht­
lichen Abwicklung eines wegen Verstoßes gegen § 56
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Abs. 1 Nr. 6 GewO nichtigen Darlehensgeschäfts ist 
der Schutzzweck der Verbotsnorm zu berücksichtigen 
(vgl. das Senatsurteil vom 8. Februar 1979 - III ZR 
14/78 = WM 1979, 550).
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